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			Milanis Beförderung gestoppt

			Menschenrechtsorganisation äußerte Bedenken / Thema vertagt
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			Der neue Heereschef César Milani.

			Buenos Aires (AT/mc) – In der Angelegenheit des umstrittenen neuen Heereschefs César Milani hat die Regierung einen ersten Rückzieher gemacht. Am Montag ordnete Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner an, die vorgesehene Beförderung Milanis durch den Senat zum Generalleutnant bis Ende des Jahres zu verschieben. Milani bleibt vorerst aber an der Spitze des Heeres, dem er seit seiner Ernennung vor wenigen Wochen vorsteht. Man wolle nicht, dass Sachverhalte, die die Streitkräfte betreffen, für Wahlkampfzwecke missbraucht würden, hieß es in der Begründung. 

			Vorausgegangen war der Entscheidung der Präsidentin ein Bericht der regierungsnahen Menschenrechtsorganisation CELS an den Senatsausschuss für Beschlüsse und Abkommen, der Beförderungen ranghoher Militärs absegnen muss. Die Institution, die von dem Journalisten Horacio Verbitsky geleitet wird, brachte in ihrem Schreiben ihre Besorgnis wegen der neuen Ermittlungsergebnisse gegen Milani zum Ausdruck. Diesem wird vorgeworfen, in den 70er Jahren als junger Offizier für das „Verschwinden“ eines Rekruten in La Rioja mitverantwortlich gewesen zu sein. Zudem soll Milani 1977 bei einer rechtswidrigen Festnahme mitgewirkt haben, in deren Folge der gesundheitlich angeschlagene Pedro Adán Olivera einen Schlaganfall erlitt, der zu einer halbseitige Lähmung führte. Milani bestritt die Vorwürfe jüngst vor Gericht 

			Die Verbitsky-Organisation hatte eine Woche zuvor die Beförderung Milanis noch unterstützt. Angesichts neuer Zeugenaussagen änderte sie nun aber ihre Position und sprach sich gegen die angestrebte Rangaufwertung aus, bis die Vorwürfe aus der Welt seien. Auch Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Garbó änderte ihre Haltung und schwenkte auf eine vorsichtigere Linie in der Causa Milani um.

			Das Regierungslager sah zusehends ihre Mehrheit im Senat schwinden, nachdem einige mit der Regierung verbündete Senatsmitglieder angedeutet hatten, die Beförderung nicht mehr unterstützen zu wollen. Die Präsidentin zog daraufhin die Notbremse und ordnete an, die schwierige Personalie auf die Zeit nach den Kongresswahlen zu vertagen.

			Die Opposition ist mit der Aufschiebung der Angelegenheit indes nicht einverstanden. Dadurch, so argumentierte die Radikale Bürger Union, wolle die Regierung die Verantwortung Milanis an Menschenrechtsverletzungen weiter vertuschen. Die Radikalen wie auch die Breite Progressive Front (FAP), die Pro-Partei sowie die oppositionellen Peronisten forderten, dass Milani seinen Posten an der Spitze des Heeres räumt. 

			Die Bestellung zum Heereschef kann die Präsidentin ohne die Zustimmung des Senats vornehmen. Das Oberhaus muss allerdings bei Rangbeförderungen zustimmen.

			Milani steht möglicherweise bald auch ein Prozess wegen unzulässiger Bereicherung ins Haus. Die Abgeordnete Elisa Carrió erstattete eine entsprechende Anzeige. Es geht vor allem um Milanis aufwendiges Anwesen in La Horqueta, das 2,6 Millionen Pesos wert sein soll.

			

			

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png]

			Metrobus in der Innenstadt

			Macri weiht neues Bussystem auf der „9 de Julio“ ein
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			Seit Mittwoch verkehren auf der „9 de Julio“ die Metrobusse. (Prensa: GCBA)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Es ist eine historische Umgestaltung.“ Große Worte wählte Hauptstadtbürgermeister Mauricio Macri, als er am Mittwoch das Metrobus-System auf der Avenida 9 de Julio einweihte. An der Haltestelle beim Teatro Colón versprach der Verwaltungschef, dass die Neuerung eine „Wohltat für Millionen Menschen sein wird, die zur Arbeit in die Stadt fahren“. Zudem trage der Metrobus dazu bei, Buenos Aires zu einer „grünen Stadt“ zu machen.

			Das neue System mache den Verkehr erheblich flüssiger, versprach Macri, der sich angesichts des Wahlkampfes mit zahlreichen Kandidaten seiner Pro-Partei zeigte. Der Busverkehr verschwinde aus den Nebenstraßen. Der Schadstoffausstoß werde so erheblich gesenkt, hofft der Bürgermeister.

			Für das Metrobus-System sind in der Mitte der „9 de Julio“ Fahrbahnen angelegt, die ausschließlich den Bussen vorbehalten sind. Damit die Fahrgäste das Transportmittel bequem erreichen, gibt es Busbahnsteige, die parallel zu den Fahrbahnen verlaufen. Insgesamt werden 22 verschiedene Buslinien das System benutzen. 

			Die ausgebaute Strecke beträgt drei Kilometer. Sie beginnt in Höhe der Kreuzung der „9 de Julio“ mit der „Avenida San Juan“ und führt bis zur Straße „Arroyo“. Um die Distanz zurückzulegen, brauchen die Busse nach Berechnungen der Verkehrsplaner zukünftig nur noch 15 Minuten – die Hälfte der Zeit, die sie bislang benötigten. 

			Um den Metrobus-Verkehr nicht direkt zu kreuzen, gibt es Nahe des Obelisken ab sofort auch eine Unterführung für Kleinbusse mitsamt unterirdischer Haltestelle. Für Letztere wird ein bereits vorhandenes unterirdisches Parkdeck verwendet, das für 500 Fahrzeuge konzipiert war. Ein- und Ausfahrten für die Unterführung befinden sich an den Straßenecken „Sarmiento“/„Pellegrini“ bzw. „Sarmiento“/„Cerrito“
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			Ausländeranteil recht gering

			5,93 % der Landesfläche gehört Nicht-Argentiniern

			Buenos Aires (AT/mc) – „Wir müssen wissen, wie es mit einer so wichtigen strategischen Ressource wie dem Land aussieht.“ So begründete Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner die statistische Erfassung ausländischen Grundbesitzes, die sie 2011 auf den Weg gebracht hatte. Die Ergebnisse, die sie jetzt der Öffentlichkeit vorstellte, waren gemessen an der Regierungsrhetorik überraschend: Denn nur 5,93 Prozent der gesamten landwirtschaftlichen Fläche sind in Händen von Ausländern. 

			Die gesetzliche Begrenzung von 15 Prozent, die Kirchner vor zwei Jahren durchgesetzt hatte, lässt tatsächlich also noch viel Erwerb von Land durch Ausländer zu. Dabei hatte es, als das Gesetz diskutiert wurde, ehe so geklungen, dass es dringend einer Reglementierung bedurft hätte, um Argentinien vor dem Ausverkauf zu schützen. Bereits vor einigen Wochen hatte die Zeitung „Clarín“ entsprechende Zahlen vorweggenommen (wir berichteten), die nun von der Präsidentin bestätigt und kommentiert wurden. 

			Kirchner hob vor allem den „immensen Aufwand“ hervor, dessen es bedurft habe, das Land katastermäßig neu zu erfassen. „Viele aus der Opposition hatten ja bezweifelt, dass es möglich sei, eine solche Erfassung zu den Besitzverhältnissen durchzuführen“, meinte Cristina. Doch nun habe man eine solide statistische Basis bezüglich der Land- und Naturressourcen des Landes, die für das 21. Jahrhundert wichtig seien.

			Gemäß den Zahlen wird in keiner der 23 Provinzen des Landes die 15-Prozent-Grenze für Ausländer überschritten. Den höchsten Anteil gibt es in den nordöstlichen Provinzen Misiones und Corrientes, wo 13,87 bzw. 13,65 Prozent Ausländeranteil am Landbesitz registriert wurden. Auch in Catamarca (12,08 %), La Rioja (10,92 %) und Salta (10,94 %) liegt der Anteil im zweistelligen Bereich. Wenig Land in ausländischer Hand gibt es in Córdoba (1,04 %), Formosa (1,71 %) und Río Negro (2,03 %). Es gibt allerdings einige Unterregionen, besonders im Norden des Landes, wo Ausländer mehr als 15 Prozent der Landfläche innehaben. Dort kann vorerst kein Land von Nicht-Argentiniern erworben werden.

			Auch wenn die nun ermittelten Zahlen unter dem Strich also noch viel Raum für Landerwerb durch Ausländer lassen, so sind diesen doch einige andere Grenzen durch den Gesetzgeber gesetzt: So darf kein Nicht-Argentinier mehr Land als 1000 Hektar erwerben. Auch darf keine einzelne Nationalitätengruppe mehr als 4,5 Prozent an der Gesamtfläche besitzen.
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			Die Woche in Argentinien

			Kältewelle

			Wintereinbruch in Argentinien. Eine Kältewelle sorgte in den vergangenen Tagen dafür, dass weite Teile des Landes von einer weißen Schneedecke überzogen wurden. Beispielsweise der Süden der Provinz Buenos Aires. In Sierra de la Ventana etwa gab es bis zu 30 Zentimeter hohen Schnee auf den Straßen. Aber auch andere Provinzen des Landes wie Mendoza oder Catamarca meldeten Anfang der Woche zum Teil heftige Schneefälle. Hinzu kamen starke Winde, die dafür sorgten, dass entlang der Anden von der Region Cuyo bis in die Nordprovinzen Unwetterwarnungen herausgegeben wurden. Den Kälterekord stellten die Orte Uspallata und Malargüe in Mendoza auf, wo das Quecksilber auf 14 Grad unter Null fiel. Nicht ganz so kalt war es in der Hauptstadt, wo die Temperatur am Sonntagmorgen bis auf 1,2 Grad fiel. In Chubut im tiefen Süden der Republik kamen am Montag Hunderte von Verkehrsteilnehmern nicht weiter, nachdem die Behörden die Nationalstraße 3 zwischen Trelew und Comodoro Rivadavia wegen der Schneefälle gesperrt hatten. Die Betroffenen harrten in ihren Autos oder in nahen Busterminals aus, ehe die Behörden nach einigen Stunden mit Einsatzfahrzeugen den Weg freimachten. Schneefall meldete sogar Misiones, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. In der für warmes Klima bekannten Provinz im Nordosten war es das erste Mal seit 48 Jahren, dass Flocken vom Himmel kamen.

			Keine „Cobos-Scheine“

			Dass Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auf ihren einstigen Vize Julio Cobos nicht gut zu sprechen ist, ist bekannt. Folgt man einem Bericht der Zeitung „Clarín“, ist die Geschichte der persönlichen Antipathie zwischen den beiden Politikern nun um ein weiteres groteskes Kapitel reicher: So soll die Präsidentin persönlich darauf gedrängt haben, dass rund 20 Millionen 100-Peso-Scheine nicht in den Geldkreislauf fließen, nur weil sie auf ihrer Rückseite die Unterschrift von Cobos tragen. Dieser hatte in seiner einstigen Eigenschaft als Vorsitzender des Senats auf den Noten unterzeichnet. Das Zerwürfnis zwischen den Kirchnern und Cobos, der 2008 während des Konflikts mit dem Agrarsektor der Regierung die Gefolgschaft versagte, ging nun aber so tief, dass die Regierung es offenbar vorzieht, Millionen von Peso-Noten in den Tresoren des Münzamtes zu belassen, als „Cobos-Scheine“ unters Volk zu bringen. Dabei hatte es in der jüngeren Vergangenheit Engpässe bei der Geldscheinproduktion gegeben. Zeitweise ließ man Scheine in Brasilien drucken. Der einstige Vizepräsident Cobos, der der Radikalen Bürger Union (UCR) angehört, bewirbt sich bei den anstehenden Wahlen um einen Sitz im Abgeordnetenhaus.

			Zwei Tote bei Fangewalt

			Die Gewalt im argentinischen Fußball wird immer absurder: Am Sonntag beschossen und töteten sich Anhänger des Vereins Boca Juniors vor einem Freundschaftsspiel untereinander. Die traurige Bilanz des Zwischenfalls im Stadtteil Bajo Flores: Zwei Tote und zahlreiche Verletzte. Laut Augenzeugenberichten sollen gut 150 Schüsse zwischen rivalisierenden Fraktionen des Fanclubs „La 12“ abgefeuert worden seien. Bei den Todesopfern handelt es sich um zwei Männer im Alter von 33 bzw. 44 Jahren. Sie reihen sich ein in eine traurige Liste, die seit Jahresbeginn bereits sechs bei Fan-Auseinandersetzungen getötete Menschen zählt. Der aktuelle Vorfall ereignete sich ganz in der Nähe des „Nuevo Gasómetro“, dem Stadion des Vereins San Lorenzo. Dort sollte ein Freundschaftsspiel zwischen dem Gastgeber und Boca Juniors stattfinden. Dieses wurde angesichts der Gewalttätigkeiten abgesagt.

			Mehr als 30 Mio Wähler

			Mehr als 30 Millionen Argentinier sind aufgerufen, an den anstehenden Kongresswahlen teilzunehmen. Dies geht aus den Zahlen hervor, die die nationale Wahlbehörde CNE unlängst veröffentlichte. Fast zwei Prozent an der Gesamtwählerschaft sind demnach Jugendliche im Alter zwischen 16 und 18 Jahren, die diesmal erstmals das Wahlrecht besitzen. Die Teilnahme der insgesamt 592.344 Jungwähler an den Urnengängen am 11. August (Vorwahlen) am 27. Oktober (Hauptwahlen) ist indes freiwillig und nicht obligatorisch wie bei den Wählern zwischen 18 und 70 Jahren. Gegenüber den Wahlen vor zwei Jahren ist eine Zunahme von fast 1,7 Millionen Wahlberechtigten zu verzeichnen. Das entspricht einer Steigerung um 5,9 Prozent. Die größten Zuwachsraten gab es dabei in den Südprovinzen Santa Cruz und Feuerland, wo das Wählerverzeichnis um je 10 Prozent gewachsen ist. In der Hauptstadt ist die Zahl der Wahlberechtigten gegenüber 2011 um 2,2 Prozent gestiegen.

			Rural „á la Kirchner“

			Die Nationalregierung hat bekanntermaßen kein gutes Verhältnis zu den großen Agrarverbänden. So ist es fast schon eine Art von Tradition geworden, dass sich die Regierungsvertreter bei der alljährlich stattfindenden Landwirtschaftsschau „Rural“, die die Ländlichen Gesellschaft (Sociedad Rural) ausrichtet, nicht blicken lassen. Stattdessen hat die Regierung nun eine eigene Präsentation ländlichen Lebens und Schaffens auf die Beine gestellt. Die Ausstellung trägt den Namen „Mutter Erde“ (Madre Tierra) und befindet sich auf dem Gelände der Technik-Schau „Tecnópolis“ im Buenos-Aires-Vorort Villa Martelli. Das Ziel ist didaktischer Natur: Es soll gezeigt werden, wie Landwirtschaft funktioniert. Oder wie die Veranstalter formulieren: „Ein Lehrpfad, um zu verstehen, wie man die Früchte unser Erde veredelt.“ Tiere sind Teil der Ausstellung, aber auch allerlei landwirtschaftliches Gerät und Technik bekommen die Besucher zu sehen. Laut Angaben der Zeitung „Clarín“ soll „Mutter Erde“ dem Staat rund 20 Millionen Pesos gekostet haben. 

			Neue U-Bahn-Stationen

			In Zeiten des Wahlkampfes machen sich medienwirksame Einweihungen von öffentlichen Bauten immer gut. Nach diesem Prinzip verfährt nicht nur die Nationalregierung, sondern auch der hauptstädtische Bürgermeister Mauricio Macri. Am gestrigen Freitag eröffnete der konservative Politiker zwei neue U-Bahn-Stationen am westlichen Ende der Linie B, die somit bis in den Stadtteil Villa Urquiza führt. Die neuen Haltestellen heißen „Echeverría“ und „Juan Manuel de Rosas“. (AT/mc)
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			Geheimdienste und Politik

			Der Staat verfügt seit Jahrzehnten über einen Geheimdienst, der früher Informationsdienst hieß und dann als „Intelligenzdienst“ umgetauft und als SIDE (Servicio de Inteligencia del Estado) bekannt wurde. Unter den Kirchners wurde das Amt zum Staatssekretariat erhoben und heißt jetzt Secretaría de Inteligencia (SI). Wie weit man diesen Dienst als intelligent bezeichnen kann, sei dahingestellt. Denn im Wesen wird eben nur Information gesammelt, und es fehlt an Beamten, die es verstehen, diese Information zu ordnen und zu interpretieren, wie sie bei der CIA („Central Intelligence Agency“), dem US-Geheimdienst, tätig sind. Der wirkliche Intelligenzdienst besteht im CELS, die Organisation für Menschenrechte, die Horacio Verbitsky leitet (der früher als Mitglied der Montonero-Führung eine analoge Arbeit verrichtete), der Information auswertet und der Präsidentin Analysen und Empfehlungen zukommen lässt. Hinzu kommen noch die Geheimdienste der Streitkräfte, auf die die Öffentlichkeit nach der Ernennung des Generals César Milani, des Leiters der entsprechenden Abteilung, zum Heereschef aufmerksam gemacht wurde.

			Der staatliche Geheimdienst, die SI, hat für 2013 ein Budget von $ 612,65 Mio, 18 Mal so viel wie die $ 3,4 Mio, die dem Amt im Jahr 2003 zugestanden wurden. Hinzu kommen dann noch die Geheimdienste der Streitkräfte, die auch aufgebläht wurden, obwohl die Gesamtausgaben der Streitkräfte eingeschränkt wurden, was so weit ging, dass die Instandhaltung von Schiffen, Flugzeugen, Panzern u.a. Dingen vernachlässigt wurde.

			Es ist schwer verständlich, wozu eine demokratische Regierung diese Informationsdienste überhaupt benötigt, umso mehr als das Gesetz über die Streitkräfte vom Jahr 1984 (Regierung Alfonsín) bestimmt, dass sich diese ausschließlich mit der Landesverteidigung zu befassen haben, aber nicht um interne Angelegenheiten. Eigentlich sollten sich diese Stellen jetzt mit der Aufdeckung des Drogenhandels u.a. verbrecherischen Tätigkeiten befassen. Das tun sie jedoch nicht.

			Als 1969 in Argentinien die terroristischen Organisationen aufkamen, hauptsächlich die Montoneros und das ERP (Ejército Revolucionario del Pueblo), bestand die Hauptaufgabe der SIDE in der Aufdeckung dieser Organisationen. Mit dieser Information arbeitete dann 1974 und 1975 die „Triple A“ (Alianza Anticomunista -oder Antiimperialista- Argentina), die Perón geschaffen hatte, nachdem der Montonero Chef Firmenich ihm eine Absage auf sein Angebot erteilte, formell in die Staatsverwaltung einzutreten und den Terrorismus aufzugeben, und die Montoneros statt dessen seinen treuen Gewerkschafter José Ignacio Rucci ermordeten. Die Triple A wurde von Peróns Privatsekretär (und Minister) José Lopez Rega geleitet und nach dem Tod vom Perón noch stärker von seiner Frau Isabel eingesetzt. Über 500 Menschen fielen der AAA zum Opfer. Ab März 1976 verwendeten die Streitkräfte die SIDE-Information bei ihrer Terroristenjagd. 

			Zurück zur Gegenwart. Unter den Kirchners sind diese Geheimdienste für politische Zwecke eingesetzt worden, als Mittel, um ihre Macht zu behaupten. Es wurde Information über Oppositionspolitiker gesammelt, die gelegentlich verwendet wurde, um Politiker zu schädigen. Auch die eigene Mannschaft wurde intensiv kontrolliert, um sie bei der Stange zu halten. Die telefonische Spionage, die formell verboten ist, da es sich um ein Verbrechen handelt, hat unter den Kirchners einen enormen Umfang angenommen.

			Dass jetzt ausgerechnet der Leiter dieses Dienstes innerhalb des Heeres zum obersten Befehlshaber ernannt wird, zeugt von der Bedeutung, die die Präsidentin diesem Dienst beimisst. Angeblich hat Milani CFK gute Information zugespielt (bessere als das Staatssekretariat für den Intelligenzdienst)  und dabei ihr Vertrauen gewonnen. Normalerweise hat diese Informationsabteilung im Heer eine sekundäre Bedeutung, besonders jetzt, wo sie eigentlich nicht viel zu tun haben sollte, nachdem die terroristischen Organisationen von den Militärs zerschlagen wurden und ihre Restbestände und Nachfolger in den Kirchner-Regierungen direkt oder über Kulturbereiche mitmachen, so wie es der Italiener Antonio Gramsci gelehrt hat. Gramsci war ein Terrorist, der von Mussolini gefasst und verhaftet wurde. Im Gefängnis schrieb er dann ein Buch, in dem er die These vertrat, dass der Einsatz von Gewalt gegen den Staat zum Scheitern verurteilt sei, weil der Staat mit seinen Streit- und Sicherheistkräften stärker sei. Man müsse in Politik und Kultur eindringen, und die Revolution auf diese Weise vollziehen. Genau das tun die Montonero-Nachfolger jetzt in Argentinien.

			Die parlamentarische Diskussion um die Ernennung von Milani zum obersten Rang im Heer (Generalleutnant) wäre eine gute Gelegenheit, um zu erkunden, wie es um diese Informationsdienste bestellt ist und was sie mit dem vielen Geld machen. Beiläufig sei bemerkt, dass der staatliche Dienst (SI) dieses Jahr $ 292,25 Mio, also fast die Hälfte des Budgets, für Ausgaben einsetzen kann, über die keine Rechenschaft vorgelegt werden muss. Beim Heeresdienst ist es ähnlich. Die Verantwortlichen können somit ungestraft viel Geld in die eigene Tasche stecken. Erklärt dies das teure Haus, das sich Milani gekauft hat?
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			Dem Volk aufs Maul schauen

			Von Stefan Kuhn

			Nagib, Nasser, Sadat, Mubarak und nun Sisi - die Herrschaftsverhältnisse in Ägypten weisen über fast sechs Jahrzehnte hin eine erstaunlich Kontinuität auf. Alle kamen sie aus dem Militär, es gab lediglich ein kurzes einjähriges Interregnum des Islamisten Mohammed Mursi, das am 3. Juli durch dessen Absetzung endete. Der Muslimbruder Mursi war der einzige, der durch demokratische Wahlen an die Macht kam. Sein Sturz zeigt jedoch, dass das Militär die Macht in Wirklichkeit nie aus der Hand gegeben hat.

			In Ägypten regiert das Militär gewiss nicht unblutig, aber es achtet immer auf die Stimmung im Volk. Schon als die Freien Offiziere 1952 König Faruq stürzten, wählten sie ein Jahr später mit General Ali Muhammad Nagib einen älteren Militär als Staatsoberhaupt. Gamal Abdel Nasser, der eigentliche Wortführer der Putschisten, war damals erst 34 Jahre alt. Als Nasser den Präsidenten im Februar 1954 zu Rücktritt zwang, gingen die Ägypter auf die Straße. und Nagib bekam sein Amt zurück. Ende des Jahres entschied Nasser den Machtkampf für sich. Nagib wurde die Mitwisserschaft an einem fehlgeschlagenen Attentat auf Nasser vorgeworfen.

			Nassers spätere Popularität hatte ihre Gründe hauptsächlich in seiner nationalistischen Politik. Er verstaatlichte den Suez-Kanal und führte Kriege gegen Israel. Er gilt heute zwar als Vertreter eines Panarabismus, doch hob er auch hier immer die Vorreiterrolle Ägyptens hervor.  Selbst die Niederlagen schadeten ihm nicht. Als er 1970 starb, hatte er fast schon Pharaonenstatus.

			Nassers Nachfolger Anwar as-Sadat hatte es weitaus schwerer. Er war Mitbegründer der Freien Offiziere, galt aber als westorientiert. Ägypten zählte zwar zu den Blockfreien Staaten, hatte aber enge Verbindungen zur UdSSR und sowjetische Militärberater im Land. Der Präsident hatte viele Gegner in der Armee und noch mehr im Volk. Der Jom-Kippur-Krieg im Oktober 1973 brachte ihm zwar zunächst Zustimmung, aber nach dem Waffenstillstand und dem Friedensvertrag mit Israel im Camp-David-Abkommen brodelte die Stimmung. Es gab islamistische Ausschreitungen und Massaker an koptischen Christen und als Reaktion Massenverhaftungen. Sadat wurde 1981 von Islamisten ermordet.

			Ihm folgte Husni Mubarak, ein Luftwaffenoffizier. Er hielt an Sadats Westorientierung fest und respektierte die Verträge mit Israel. Mubarak ließ sich alle paar Jahre in Scheinwahlen bestätigen und führte ein autokratisches System. Am Ende gab es Massenproteste perspektivloser junger Ägypter gegen ihn, doch er nahm sein Volk nicht mehr ernst. Im Gegensatz zum Militär - es war die Armee, die Mubarak im Februar 2011 zum Rücktritt zwang.

			Dem arabischen Frühling folgte ein kurzer Sommer der Demokratie, der sich schnell als Winter erwies. Die Anti-Mubarak-Demonstranten wollten Freiheit und berufliche Perspektiven.  Die Regierung von Präsident Mursi brachte Unterdrückung der Meinungsfreiheit und noch größere wirtschaftliche Misere. Nach erneuten Massenprotesten griff das Militär wieder ein und setzte Mursi ab.

			Übergangspräsident ist nun Adly Mansour, aber der neue starke Mann heißt General Abd al-Fattah al-Sisi. Er hört nicht nur auf das Volk, er benutzt die Massen als politisches Instrument. Für den gestrigen Freitag hat Sisi die Islamistengegner zu Großdemonstrationen aufgerufen. Sie sollen Notstandsgesetze legitimieren, damit das Militär der Gewalt Herr werden kann. 

			Vielleicht verlief die Demokratisierung Ägyptens nach einem Generalstabsplan, bei dem das Ergebnis feststand. Wenn nicht, war sie ein militärischer Versuchsballon, über den die Armee stets die Kontrolle behielt. Vermutlich wird er in einigen Monate erneut starten.

			Sisi wird aber auch wissen, dass die Zeit gegen ihn spielt. Er kann nur Massen mobilisieren, weil die Mursi-Gegner noch dankbar über die Absetzung des Muslimbruders sind. Sie wollen jedoch Freiheit und Arbeit und haben nicht viel Geduld. Und dann sind da auch noch die Muslimbrüder. Das ist keine Splittergruppe, die zufällig an die Macht gekommen ist. Hinter ihnen stehen auch Massen, und diese sind weit besser organisiert als die zerstrittene Protestbewegung. Entscheidend ist vor allem eine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation. Daran werden die Militärs und künftige Regierungen gemessen. Bessere Lebensbedingungen würden auch den Islamisten den Wind aus den Segeln nehmen. Das ist allerdings eine Mammutaufgabe, die ohne Hilfe von außen nicht bewältigt werden kann.
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			Randglossen

			Der Konflikt, der bei der Beförderung von Divisionsgeneral César Milani zum Generalleutnant entbrannt ist, wirft allgemein die Frage der Gehorsamspflicht und der indirekten Verantwortung von Offizieren beim Vorgehen der Streitkräfte im Kampf gegen den Terrorismus während der Militärregierung auf. Milani behauptet, dass er an den zwei Fällen, die ihm vorgeworfen werden, keine direkte Beteiligung hatte, sondern die Akten nur habe unterschreiben müssen, weil er zufällig dafür zuständig war. Die Präsidentin erwähnte in ihrer Fernsehansprache vom Mittwoch, dass unter den Kirchner-Regierungen 1053 Militärs u.a. prozessiert worden seien, von denen 559 schon formell vor Gericht angeklagt worden sind. Sie sagte nicht, dass mehrere hundert davon sich in der gleichen Lage wie Milani befinden, und auch nicht, dass über 200 Offiziere schon im Gefängnis gestorben sind, meistens wegen Bedingungen, die sie in ihrem Alter nicht ertragen konnten. Ihnen war der Hausarrest, der allgemein bei über 70-jährigen gilt, verweigert worden.

			Die sogenannten Primärwahlen, die theoretisch eine Auseinandersetzung unter Kandidaten der einzelnen Parteien sind, hatten 2011, als sie eingeführt wurden, keine besondere Bedeutung. Doch dieses Mal ist es ganz anders. Man wird dann schon am 11. August wissen, wie es um die Zustimmung oder Ablehnung der Regierung bestellt ist, was einen Schatten auf die Wahlen am 27. Oktober wirft. Wichtig ist dabei die Tatsache, dass Wähler einer Partei, die im August wenig Stimmen erhält, im Oktober auf eine andere übergehen. Wenn die negative Motivation, nämlich dass Cristina Kirchner eine Absage erteilt wird, im Vordergrund steht, dann könnten u.a. die Wähler von Francisco de Narvaez auf Sergio Massa übergehen und ihm einen kategorischen Wahlsieg sichern. Die Präsidentin könnte ihre Erfindung bereuen.

			Die Überraschung dauert doch etwas länger: Zunächst wurde der Putin-Gegner Alexej Nawalny zu den Moskauer Bürgermeisterwahlen zugelassen, einen Tag später wegen Steuervergehen verurteilt und dann freigelassen, damit er bei den Wahlen antreten kann. Hat man im Kreml inzwischen eingesehen, dass im Ausland Scheinprozesse gegen Oppositionelle nicht gut ankommen? Wohl kaum, das weiß man in Moskau schon lange. Man hat eine bessere Lösung als den Knast gefunden. Nawalny kandidiert und verliert. Das lässt sich schon arrangieren. Dann hat man ihm eine „demokratische“ Chance gegeben und kann ihn in der Berufungsverhandlung verurteilen. Sollte er dennoch gewinnen, geschieht das auf jeden Fall.

			Pervers, perverser, Florida - mehr steigern kann man das Adjektiv kaum. Da tötet George Zimmerman den unbewaffneten Jugendlichen Trayvon Martin und wird freigesprochen. Er hat sich bedroht gefühlt und angeblich in Notwehr gehandelt. Jetzt wurde ein ähnlicher Fall aus Florida bekannt, dessen Urteil schon ein Jahr zurückliegt. Marissa Alexander wurde von ihrem Mann wiederholt bedroht, geschlagen und gewürgt, was dieser vor Gericht auch zugibt. Bei einem erneuten Streit holt sie sich eine Waffe und schießt in die Zimmerdecke, um den gewalttätigen Angetrauten zu vertreiben. Das Urteil: 20 Jahre Haft wegen unerlaubten Schusswaffengebrauchs. Die Frau hat einfach nicht kapiert, wozu Waffen da sind. Hätte sie ihren Gatten erschossen, wäre sie vermutlich freigesprochen worden.
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			Aussenhandel im 1. Halbjahr 2013

			Die Handelsbilanz wies im Juni einen Überschuss von u$s 1,15 Mrd. aus, 27% mehr als im Vorjahr, teilt das INDEC mit. Der Export nahm in diesen 12 Monaten zum Juni um 8% zu (6% wegen erhöhter Mengen und 2% wegen höherer Preise), und erreichte u$s 7,55 Mrd., und der Import stieg um 5% (4% wegen höherer Mengen und 1% wegen höheren Preisen) auf u$s 6,40 Mrd.

			Im 1. Halbjahr lag der Handelsbilanzüberschuss jedoch mit u$s 4,95 Mrd. um 25,5% unter dem Vorjahr, wobei die Exporte um 5% und die Importe um 11% zunahmen. Dabei stiegen die Importe von Gas, Erdölderivaten und Strom um 23% auf u$s 6,12 Mrd., so dass das Defizit der Energiebilanz um 12% auf u$s 3,25 Mrd. zunahm. Die Steigerung der Exporte ist auf Mais, Soja und Gerste zurückzuführen, als Folge einer viel höheren Ernte, wobei nicht nur mehr exportiert wurde, sondern auch zu höheren Preisen. Der Export von rein industriellen Gütern stieg um 4%, aber ausschliesslich wegen erhöhter Kfz-Exporte, die um 33% auf u$s 1,3 Mrd. stiegen. Auch bei Schuhen und elektrischen Produkten fand eine Zunahme statt. Alle anderen Industrieprodukte weisen Abnahmen aus.
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			Staatliche Subventionen springen in die Höhe

			Die staatlichen Subventionen für öffentliche Dienste, soziale Leistungen u.a. erreichten in der ersten Jahreshälfte $ 54,32 Mrd., 32,9% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Die Daten entstammen den Statistiken des Verbandes ASAP, der sich auf die Analyse von Staatsausgaben und –finanzen spezialisiert hat. Ausser diesen Subventionen erklärt noch die gestiegene Zinsenlast das Staatsdefizit des 1. Halbjahres 2013 in Höhe von $ 16,58 Mrd., 89,7% über dem Vorjahr. Die Aussichten sind schlecht, denn allgemein wird davon ausgegangen, dass der Minus in den Staatskassen $ 50 Mrd. in den kommenden Monaten erreichen würde; und dies trotz der Zuschüsse staatlicher Behörden wie die Rentenversicherung ANSeS und der Zentralbank. 

			Insbesondere die Energierechnug hat stark zu Buche geschlagen. Insgesamt mussten $ 35,8 Mrd. für Deckung des Defizites beim Import von Erdgas und Erdölprodukten ausgegeben werden, 62,5% mehr als noch vor einem Jahr. Die staatlichen Firmen CAMMESA und ENARSA sind zuständig für 90% der Brennstoffkäufe. Ausserdem erhielt das Wasserkraftwerk Yacyretá $ 343 Mio. zusätzlich an Zuschüssen, um den nedrigen Tarif auszugleichen. ASAP geht anhand der heutigen Energiezahlen von einer stetigen Zunahme der Energierechnung für die nächsten Monaten aus. So hat CAMMESA bereits jetzt 86,9% des für das gesamte Jahr vorgesehenen Etats ausgegeben. Das Kohlenbergwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, hat 72,3% des Jahresgesamtetats bereits jetzt ausgegeben.

			Die Beihilfen für soziale Zwecke erreichten im ersten Halbjahr insgesamt $ 29,7 Mrd. Darunter fällt besonders das staatlich bezahlte Kindergeld ins Gewicht. Die Transportsubventionen schlugen mit $ 12,28 Mrd. zu Buche. Hierzu zählen die Beihilfen für die diversen Transportmitteln, angefangen vom Bus bis zu Aerolineas Argentinas. In diesem Bereich gingen die Beihilfezahlungen innerjährlich um 12,2% zurück, hauptsächlich wegen der effektiven Übertragung der U-Bahn auf die Stadt Buenos Aires, der jetzt die Subvention zur Last fällt. Andere staatliche Unternehmen erhielten im ersten Halbjahr mehr Geld als vorgesehen. So zum Beispiel ARSAT (+ 62,9%), Radio y Televisión Argentina (+20,4%), und das Wasserversorgungsunternehmen AYSA (+16,4%)
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			Zweifel über die Rekordernte

			Nachdem die Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner in der Vorwoche eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 105,4 Mio. Tonnen für die Periode 2012/13 angekündigt hat (3 Mio. t mehr als der vorangehende Rekord, der 2010/11 erreicht wurde), kamen sofort Zweifel bei Landwirtschaftsexperten auf. In der Tat gelangt CFK zu diesem Ergebnis, indem sie die Maisernte auf 32,1 Mio. t veranschlagt, statt bestenfalls 26 Mio. t, wie es vorher angenommen wurde, u.a. auch von der Getreidebörse von Buenos Aires. Dieser Sprung bei Mais ist auffallend, nachdem bisher folgende Ernten verzeichnet wurden: 2008/09: 13,1 Mio. t; 2009/10: 22,7 Mio. t; 2010/11: 22,9 Mio. t; 2011/12: 21 Mio. t. 

			In privaten Kreisen ist der Verdacht aufgekommen, dass das Landwirtschaftsministerium jetzt die Methodologie der Berechnung geändert hat, indem der Mais für Eigenverbrauch der Landwirte, der nicht auf dem Markt verkauft wird, hinzugezählt wird. Mais wird von den Landwirten als Futtermittel für Rinder und eventuell auch für Schweine eingesetzt. Dieser Mais geht nicht über den Markt. 

			Der Unterstaatssekretär für Ackerbau, Marcelo Yasky, erklärte, dass die Ernteschätzung jetzt auf der Grundlage der bebauten Fläche und von Satellitenphotographien erfolge, und nicht mehr, wie bisher, über Umfragen bei Landwirten, Händlern von Saatgut u.a. Bei einer so wichtigen Statistik wie dieser, sollte dies genauer erklärt werden. Frage: Verfügt jetzt das Landwirtschaftsministerium über die Schätzungen des US-Landwirtschaftsdepartments (USDA), das ständig Satellitenfilmungen auswertet, zu diesem Zweck eine gute Methodologie entwickelt hat und über erstklassige und erfahrene Fachleute zählt? Die USA-Regierung stellt diese Daten anderen Staaten zur Verfügung, aber gegen eine Gebühr, die bisher eben nicht gezahlt wurde. 

			Wenn die Methodologie der Ernteschätzung dieses Jahr geändert worden ist, dann sollten die Zahlen der Vorjahre auch korrigiert werden, auch wenn dies nur auf einer Schätzung beruht. Dann würde sich voraussichtlich ergeben, dass die Ernte 2012/13 kein Rekord ist, sondern um über 2 Mio. t unter der von 2010/11 zurückbleibt. Die Politisierung der Statistik, die in der Fälschung des Indices über Konsumentenpreise krass zum Ausdruck kommt, sollte nicht auf andere Bereiche ausgedehnt werden. 

			Mit der Beanstandung der Erntestatistik ist beiläufig auch Information über die kommende Weizenernte aufgekommen. Bisher wurden nur 3,9 Mio. ha gesät, knapp 300.000 ha mehr als im Vorjahr. Wenn es somit schliesslich 4,5 Mio. ha sind und alles gut geht, also ohne Dürre oder Überschwemmungen, dann könnte bestenfalls eine Ernte von 12 Mio. t erreicht werden. Bis 2007 wurden jährlich an die 7 Mio. ha Weizen gesät. Argentinien sollte bei einer normaler Entwicklung schon Ernten von 20 Mio. t erreicht haben. Das steht jedoch vorläufig nicht in Aussicht.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,485, um 0,55% über der Vorwoche und um 11,37 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 37,47 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,715, zum 30.12.13 bei $ 6,055, und zum 31.03.14 bei $ 6,425. Der Terminkurs per März 2014 lag um 26,88% über dem Kurs von Ende März 2012. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,58. Der Kurs bei Überweisungen über Kauf und gleichzeitigen Verkauf von Staatsbonds in Dollar wurde nicht bekanntgegeben, da die Regierung die Makler verfolgt. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 1,47% und lag 20,05% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,33% und lagen 7,45% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos sanken gegenüber der Vorwoche um 0,06% und lagen 1,89% über Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,97% und lagen mit 2,07% im Plus. Boden 2014 blieben zur Vorwoche unverändert, verzeichnen jedoch ein Plus von 6,63% seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. verloren 2,11% und lagen bei 8,% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 154,85 (Vorwoche $ 149,75) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 221,21 (Vorwoche $ 213,93).

			***

			Am Donnerstag gab die Präsidentin Cristina Kirchner die Erhöhung des Mindestlohnes von gegenwärtig $ 2.875 um 25,22 % auf $ 3.600 bekannt. Die Erhöhung erfolgt in zwei Stufen: ab 1. August um 14,78% auf $ 3.300, und im Januar auf $ 3.600. CFK sagte, dass nur 113.000 Arbeitnehmer der Prtivatwirtschaft diesen Mindestlohn beziehen, dass er aber allgemein als Referenz für Löhne gilt. Der Rat des Mindestlohnes, der sich aus je 16 Mitgliedern der Gewerkschaften und der Unternehmerverbände zusammensetzt, hatte sich auf $ 3.500 geeinigt, aber die Präsidentin fügte $ 100 hinzu. Sie sagte, sie habe die Absicht diesen Rat zu erweitern, mit Vertretern der Kleinunternehmer, Selbstständigen und Einheitssteuerzahler. In der Tat ist es so, dass die Unternehmerverbände vorwiegend mittlere und grosse Unternehmen vertreten, für die der Mindestlohn unbedeutend ist. Beiläufig kündigte CFK an, dass der zusätzliche halbe Lohn, der Ende Juni gezahlt wurde, von der Gewinnsteuer befreit werde, wie es schon im Dezember der Fall gewesen war. Der Betrag der Arbeitslosenversicherung verblieb unverändert bei $ 400 (seit 2006), obwohl dies auch vom Rat des Mindestlohnens entschieden werden sollte.

			***

			Der stets gut informierte Journalist Marcelo Bonelli berichtet in der Zeitung “Clarín”, dass die Erdölunternehmen Exxon, Shell, Bridas, Total u.a. Interesse haben, mit der Regierung Abkommen wie das von YPF mit Chevron zu unterzeichnen. Sie sind besonders am Artikel 15 des Abkommens interessiert, der die Vorteile des Vertrages auf alle Erdölgebiete ausdehnt, die Chevron in Argentinien betreibt. 

			***

			Der Umsatz der Supermärkte stieg im Juni 2013 im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 27,2% und gegenüber Mai um 8% auf $ 10,71 Mrd., berichtet das Statistische Amt (INDEC). Zu konstanten Werten betrug die inter-anuelle Zunahme 17,9%, und gegenüber Mai 1,2%, wobei die Preise durchschnittlich in 12 Monaten um 7,2% stiegen. Dies ist auf die einzelnen Preiserhöhungen, aber auch auf die Änderung des Warenkorbes der Käufer zurückzuführen, die mehr billige Produkte gekauft haben. Das hängt auch damit zusammen, dass neue Supermärkte in ärmeren Gegenden errichtet worden sind. Auch die Beruhigung der Konjunktur für dazu, dass die Konsumenten mehr auf Preise achten, die auch bei gleichen Waren unterschiedlich sind, und weniger teurere Produkte kaufen, auf die sie verzichten können.

			***

			Der Präsident der “Sociedad Rural Argentina”, Luis Etchevehere, wies darauf hin, dass das Dekret, durch das die Regierung den Verkauf des Grundstückes in Palermo annulliert hat, ein juristischer Widersinn sei. Der Verband habe Berufung eingelegt, und die Justiz hat zunächst verfügt, dass alles bleibt, wie es ist, bis dann die Grundfrage behandelt wird. Das Grundstück, auf dem die SRA jährlich eine traditionelle Ausstellung veranstaltete, auf Grund einer Konzession, die periodisch erneuert wurde, wurde vor 20 Jahren (unter Präsident Menem) an die SRA für u$s 30 Mio. verkauft. Der Preis wurde von Immobilienfachleuten ermittelt, wobei der Verkauf an die Auflage gebunden war, das Gelände nur für Ausstellungen, Messen u.dgl. zu verwenden. Der Preis ist somit nicht vergleichbar mit einem Grundstück, auf dem ein Hochhaus gebaut werden kann. Nach dem Kauf durch die SRA, bildete diese ein Gemeinschaftsunternehmen mit einem kapitalkräftigen Partner, der die Mittel für die Ausweitung der Ausstellungsräume um 50.000 qm, plus 17.000 qm für Garagen, beitrug. Die Rinderausstellung verwendet das Gelände nur zwei Wochen im Jahr. Die Buchausstellung zieht mehr Besucher als die der SRA an. Ebenfalls finden andere Ausstellungen statt, für Automobile, regionale Speisen u.s.w.

			***

			Planungsminister Julio de Vido erinnerte daran, dass das Programm des Ausbaus der telefonischen Verbindungen im ganzen Land (“Plan Argentina Conectada”), den das Staatsunternehmen AR-SAT durchführt, schon dazu geführt habe, dass von den vorgesehenen 18.780 km mit optischer Faser, 10.742 km des Grundnetztes schon in Betrieb seien. Über 700 Städte und Dörfer werden von diesem Netz erfasst. Über die Bildung eines staatlichen Mobiltelefonunternehmens, die er vor einiger Zeit angekündigt hatte, sagte er nichts. Es wäre eine schlichte Vergeudung öffentlicher Mittel, da der Markt schon im Überfluss versorgt ist und scharfe Konkurrenz unter Movistar (Telefónica), Personal (Telecom), Claro und Nextel besteht.

			***

			Das Industrieministerium berichtet, dass die lokale Fahrradproduktion 98% des Marktes versorgt, nachdem es 2003 nur 69% waren. Die Produktion habe von 700.000 Einheiten im Jahr 2003 auf 1,8 Mio. im Jahr 2012 zugenommen. Die lokalen Fabriken hätten viel investiert und auf diese Weise Importe ersetzen können. In der Vorwoche wurde in der Provinz Chaco eine Fahrradfabrik für u$s 29 Mio. in Betrieb genommen.

			***

			Das Provinzparlament von San Luis hat ein provinzielles Gesetz verabschiedet, durch das Investitionen, durch die lokale landwirtschaftliche Produkte verarbeitet werden, so dass ein Produkt mit Zusatzwert entsteht, eine Vergütung von 40% bis 80% des Investitionsbetrages erhalten, die die Provinzkasse zahlt. Die Projekte müssen jedoch von der Provinzregierung geprüft und genehmigt werden.

			***

			Nach Berechnungen des neu geschaffenen städtischen Preisindices IPCBA, stiegen die Preise für Konsumgüter im vergangenen Juni gegenüber Mai 2013 um 1,9%. Somit erreicht die Inflation für die ersten sechs Monaten in der Bundeshauptstadt 10,8%. Die privaten Unternehmensberatungen sind zu einem ähnlichen Ergebnis, von 1,93%, gelangt. Für den IPCBA werden 628 Güter und Dienstleistungen berücksichtigt, sowie die Preisentwicklungen in 3200 Einzelhandelsgeschäften.

			***

			Der Vizepräsident von YPF, Daniel Gonzalez, zuständig für die Finanzen der Firma, erklärte in einem Artikel in der Zeitung Clarín (23.7.13), dass das Abkommen mit Chevron nur 3% des Gebietes von Vaca Muerta betrifft, das YPF in Konzession zugeteilt worden ist, und nur 1,2% des gesamten Gebietes von Vaca Muerta. Chevron ist mit YPF je zur Hälfte an der Ausbeutung dieses Erdöl- und Gaslagers beteiligt, so dass Bergbaurisiko geteilt wird. Durch die effektive Ausbeutung dieses Teils von Vaca Muerta werde das ganze Gebiet aufgewertet, da man dann genauer weiss, um was es sich handelt, also über Investitionsbeträge und Kosten besser Bescheid weiss. YPF kann dann bei weiteren Verträgen günstigere Bedingungen aushandeln.

			***

			Der Vizepräsident der Kammer der koreanischen Unternehmer in Argentinien, Alejandro Kim, wies in einem Artikel in der Zeitung “El Cronista” (23.7.13) darauf hin, das die Strassenverkäufer (genannt “manteros”, weil sie einen Teppich auf den Boden legen, auf dem sie ihre Waren ausstellen), einen unlauteren Wettbewerb darstellen. Allein auf der Strasse Avellaneda, im Stadteil Flores, seien es täglich 500, mit einem Jahresumsatz von insgesamt über $ 200 Mio., auf den sie als normale Kaufläute etwa $ 40 Mio. an Steuern zahlen müssten. Kim weist darauf hin, dass die Strassenverkäufer meist Arbeitslose sind, dass sie aber von Personen versorgt werden, die sie mit geschmuggelter und gestohlener Ware versorgen, die kontrolliert werden sollten.

			***

			Die AFIP, die das Steueramt und das Zollamt umfasst, hat zum Wochenanfang in den Provinzen Jujuy, Córdoba, La Rioja, Salta und Santiago del Estero 238.000 importierte Güter über einen Gesamtwert von $ 51 Mio. beschlagnahmt. Die Ware war für den Weiterverkauf vorgesehen. Darunter befanden sich Spielzeuge, elektrische und elektronische Güter, optische Geräte, Kosmetika und Schuhe. Über den chilenischen Hafen Iquique wird viel Ware importiert, die für Argentinien bestimmt ist, zum Teil auch dabei geschmuggelt oder mit zu niedrigen Werten angegeben wird.

			*** 

			Der Effektenmarkt von Buenos Aires, Merval, geht demnächst eine Vereinigung mit der Handelsbörse von Buenos Aires ein. Das Vermögen des B&MA soll aus den jeweiligen Aktien beider Institutionen und der Einbringung einer Bareinlage bestehen.

			***

			Um 128% sind die innerjährlichen Investitionen für die diversen öffentlichen Bauprogramme dieses Jahr gestiegen, berichtet der Staatssekretär für Öffentliche Bauten, Jose Lopez. Seit Oktober 2012 werden 90.000 Sozialwohnungen gebaut.

			***

			Als Folge der Krise im Energiesektor mussten mit Einbruch der Kältewelle diverse Fabriken ihr Konsum auf Sparflamme halten, damit die Energieknappheit nicht auf die Haushalte überschwappt. Am vergangenen Montag wurde mit 95 Mio. cbm ein historischer Rekordverbrauch an Erdgas festgestellt. Die extreme Kälte führte dazu, dass die Regierung Restriktionen bei der Industrie anordnete. Betroffen unter anderen wurden die Stahlwerke Siderar, Siderca und Acindar, die petrochemischen Werke von Profertil, Dow und Mega, die Autobauer Volkswagen und General Motors, sowie Fabriken aus der Lebensmittelindustrie, dem Zementbereich und der Bergbauindustrie. Landesweit wurden an die 300 Fabriken von den Sparmassnahmen erfasst. Auch ein Shopping Center im Stadtteil Caballito wurde am Montag von den Restriktionen betroffen. Die wirtschaftlichen Kosten gehen in die Millionen Dollar, auch weil der gesamte petrochemische Pol von Bahia Blanca stillgelegt werden muste.

			***

			Die Verhandlungen zur Änderung des bestehenden Doppelbesteuerungsakommens zwischen Argentinien und der Schweiz stehen kurz vor dem Abschluss. Es bringt Vorteile für in Argentinien angesiedelte Unternehmen schweizeischen Ursprungs, da dabei bestimmte Steuern in Argentinien und der Schweiz verrechnet werden. Gleichzeitig erhalten die Steuerbehörden beider Länder die Möglichkeit, steuerliche Informationen von Bürgern zu erhalten, die im anderem Land wohnhaft sind. Die zugrunde liegende Version für dieses Abkommen ist das OECD Modell. Es erlaubt einen regelmässigen Informationsaustausch zwischen den Ländern, ohne Mitwirkung der Justiz.

			***

			Innen- und Transportminister Florencio Randazzo gab bekannt, dass er bei seinem Besuch in Spanien vereinbart habe, dass Fachleute von RENFE, die die spanischen Eisenbahnen betreibt, beim lokalen Programm zur Erneuerung der Eisenbahnwerkstätten mitwirken. Der Minister will diese effektiv für die Instandhaltung und Erneuerung der Eisenbahnen einsetzen und in diesem Sinn die spanische Erfahrung nutzen. Randazzo befasst sich intensiv mit den Eisenbahnen, wie es Julio de Vido, der vorher für diesen Bereich verantwortlich war, nicht getan hat. Er hat schon bei den Vororteisenbahnen viel erreicht, mit Erneuerung von Schienen und Waggons und Einführung neuer Technologie, wie das GPS-System, mit dem die Züge ausgestattet wurden. Jetzt soll ein chinesisches Unternehmen verpflichtet werden, ein automatisches Bremssystem einzuführen, das bei Hindernissen aktiv wird. Das war vor vier Jahren mit Siemens verpflichtet worden, wurde dann jedoch fallen gelassen, weil sich niemand darum gekümmert hat. Randazzo will ebenfalls die Schienenkreuzungen der Strassen durch Tunnels ersetzen, wie es Macri schon in der Stadt Buenos Aires vorexerziert hat. Wenn alle Kreuzungen auf diese Weise abgeschafft werden, dann können die Züge wie die U-Bahn alle 3 Minuten fahren, so dass die Passagiere nicht lange warten müssen. Das trägt dazu bei, dass die Passagiere von der Strasse auf die Eisenbahn übergehen, vor allem wenn gleichzeitig für mehr Sicherheit und bessere Qualität des Dienstes gesorgt wird.

			***

			Die AFIP hat 300.000 Briefe an Steuerzahler geschickt, um sie zu überzeugen, dass sie sich der Weisswaschung anschliessen, die gegenwärtig nur zaghaft voranschreitet. In Kürze sollen 30.000 Steuerzahler benachrichtigt werden, dass sie angeblich nicht angegebene Bankdepositen haben, die sie jetzt legalisieren können. Das Problem für die Steuerzahler besteht jedoch darin, dass die Banken gezwungen sind, diese Weisswaschungen dem Amt zu melden, dass sich mit illegaler Geldwäsche befasst. Solange nicht konkret bestimmt wird, dass diejenigen, die schon als Steuerzahler eingetragen sind und die Gewinnsteuer effektiv gezahlt haben, von der Meldepflicht der Banken ausgeschlossen sind, hat der Fall keine Lösung. Es muss eben zwischner reiner Hinterziehung von normalem Einkommen und Mitteln unterschieden werden, die aus dem Drogenhandel u.a. verbrecherischen Tätigkeiten stammen. 

			***

			Die Firma Perchet, Filiale der brasilianischen Paquetá, hat die Fabrikation von Sportschuhen Marke Adidas in ihrer Fabrik in Chivilcoy eingestellt und die Arbeit des Personals ab 5. August zeitweilig unterbrochen, weil sie bestimmte Teile, die aus ihrer brasilianischen Fabrik geliefert werden, nicht importieren konnte. Das ist eine schlichte Verletzung des Mercosur-Abkommens, die in sehr schwerwiegend ist, weil in diesem Fall die industrielle Integration betroffen wird, die gefördert werden sollte.

			***

			Dieses Jahr ist Argentinien zum dritten Jahr in Folge der weltweit bedeutendeste Exporteur von Fussballspielern. Laut einem Bericht der Agentur “Euroamericas Sport Marketing”, benannt “Football Players Exports 2013”, hat Argentinien bisher insgesamt 1.922 Spieler exportiert, weit vor Brasilien mit 1.234. 2013 wurde schon u$s 228 Mio. für Fussballer gezahlt. Das Geld geht an die Fussballklubs, wobei der Spieler 15% und Mittelsmänner auch einen Anteil erhalten. Gelegentlich müssen die Klubs auch anderen Fussbalklubs einen Anteil geben, bei denen der Spieler vorher tätig war. Für die lokalen Fussballvereine, die zum grossen Teil finanziell notleidend sind, sind diese Einnahmen sehr wichtig, auch wenn sie dabei oft die besten Spieler abgeben, was die lokale Leistung der Mannschaft beeinträchtigt. 

			***

			Der Internationale Währungsfonds will Argentinien doch nicht im Streit mit den Hedge Fonds unterstützen. Wie in Washington bekannt wurde, ziehen die US-Regierung und der IWF jetzt in dieser Frage am gleichen Strang, und verweigern ihre Schützenhilfe. Weder der IWF noch die US-Regierung werden somit beim Gericht, das die Klage von zwei Geierfonds gegen den argentinischen Staat behandelt, eine Empfehlung (“amicus curiae”) einbringen. Dennoch besteht sowohl im IWF, wie in der US-Regierung und besonders in Finanzkreisen, grosse Sorge über die Auswirkung einer Verurteilung Argentiniens zur vollen Zahlung der Forderungen, wie sie schon Richter Griesa verfügt hat, auf andere Fälle von Staaten, die schliesslich eine Umschuldung mit Schuldenschnitt nicht werden vermeiden können. Siehe Italien, Griechenland u.a. 

			*** 

			Das Unternehmen Catamarca Minera y Energética Sociedad del Estado (Camyen), das der Provinzverwaltung von Catamarca gehört, beginnt noch vor Jahresende mit der Schürfung von 17 Bergbauvorkommen in Cerro Atajo. Dies geschieht jedoch im Hinblick auf die Anziehung privater Investoren, da die Provinzregierung weder über die Mittel, noch über die unternehmerische Struktur und die Technologie verfügt, die hier notwendig sind.

			*** 

			Nachdem der Effektenmarkt von Buenos Aires, Merval, und die Handelsbörse von Buenos Aires eine Allianz unter den Namen “Bolsas y Mercados Argentinos” (B&MA) eingegangen sind, wurden Claudio Perez Moore, Ernesto Allaria, Mario Zawadski, Juan Napoli und Claudio Ariganello als neue Direktoren gewählt. Merval-Aktionäre erhalten für jede Merval Aktie zirka 250.000 Aktien von B&MA mit einem Nennwert von je einem Peso.

			***

			Der indische Botschafter in Argentinien, Amarendra Kathua, leitete eine Mission von 20 Unternehmern der Pharmaindustrie seines Landes, die Behörden des Gesundheitsministeriums und des ANMAT-Amtes (das sich mit der Medikamentenkontrolle befasst) auf, um zu erreichen, dass generische Pharmaprodukte aus Indien auch in Argentinien zugelassen werden, wie es schon in den USA, der EU und Kanada der Fall ist. Die indischen Medikamente stehen hier auf einer schwarzen Liste, was laut Botschafter Kathua keine Berechtigung hat. Indien liefert etwa 20% des weltweiten Marktes generischer Medikamente, der auf u$s 242 Mrd. pro Jahr beziffert wird, und weist angeblich besonders günstige Preise auf.

			***

			Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina und Planungsminister Julio de Vido kündigten am Mittwoch 45 öffentliche Investitionen in 27 Gemeinden von Gross Buenos Aires im Gesamtwert von fast $ 100 Mio. an, deren Bürgermeister die Regierungspartei unterstützen. Im Rahmen dieses Programmes wurden schon 800 Gemeindeobjekte im Wert von insgesamt $ 3,9 Mio. finanziert. Die Regierung hat die Gemeindeinvestitionen im Hinblick auf die kommenden Wahl stark erhöht, obwohl dem Staat die finanziellen Mittel fehlen und dies das Defizit erhöht. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Institutes FIEL, das sich mit Wirtschaftsforschung befasst, ergibt für Juni eine interanuelle Zunahme von 0,1%, und für das erste Halbjahr einen Rückgang von 1,2%. Nachdem die Kfz-Industrie und die von der Bauwirtschaft abhängigen Bereiche hohe Zunahmen ausweisen, fanden als Ausgleich in anderen Branchen Abnahmen statt.

			***

			Die Regierung der Provinz Neuquén hat das Abkommen zwischen YFF und Chevron bestätigt. YPF verfügte schon über die Konzession des Gebietes, das jetzt gemeinsam für die Förderung von Erdöl und Gas eingesetzt wird. Doch Chevron forderte eine Ausdehnung der Konzessionsdauer auf 35 Jahre, wie es auch das Förderungsdekret der Nationalregierung bei Investitionen über einer Milliarde Dollar vorsieht. Da die Konzessionen von den Provinzen abhängen, musste Neuquén somit zustimmen, was jetzt geschehen ist. Das Provinzdekret muss noch vom Provinzparlamente genehmigt werden. Die Provinzen erhalten eine Gebühr von 12% auf den Wert des geförderten Erdöls oder Gases, so dass sie ein grosses Interesse an deren Förderung haben. 

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers lag im Juni 2013 mit $ 2,23 Mrd. um 26,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Zu konstanten Preisen betrug die Zunahme 11,6%, bei einer durchschnittlichen Preiszunahme von 9,8%, die zum Teil auf einzelnen Zunahmen und auf der anderen auf einer Änderung des Warenkorbes beruht, das Produkte, die relativ billiger werden, mehr gekauft werden.

			***

			Industrieministerin Debora Giorgi erklärte, in Kürze wurden weitere 223 Industrieparks entstehen, die zu den 314 hinzukommen, die schon bestehen. Diese Industriparks erleichtern den Zugang zu öffentlichen Diensten, bieten mehr Sicherheit und erlauben gelegentlich eine bessere Zusammenarbeit zwischen Industriebetrieben.

			***

			Der Gesamtkonsum von Benzin lag im 1. Halbjahr 2013 mit 3,8 Mrd. Litern um 8,5% über dem Vorjahr, und erreichte somit einen Rekordstand, berichtet das Energiesekretariat. Super-Benzin erreichte 2,85 Mrd. Liter, 10,3% mehr als im Vorjahr. Premium-Benzin verzeichnete hingegen eine Zunahme von nur 3% und gewöhnliches Benzin blieb unverändert. YPF hatte eine Markanteil von 56%, gefolgt von Shell mit 17,2%.

			***

			Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen in der Provinz Buenos Aires lag im Juni mit 9.018 Urkunden um 9,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Kollegium der Provinznotare. In Werten waren es diesen Juni $ 2 Mrd., 15% weniger als im Vorjahr. Im 1. Halbjahr 2013 betrug der Rückgang bei der Zahl der Übertragungen 19,4% und in Werten 18,7%.

			***

			Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) nahm in einem Jahr zum 12. Juni um 29,73% zu, und in einem Monat um 3,78%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg in 12 Monaten um 29,31% und in einem Monat um 4,63%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos nahmen in 12 Monaten um 31% und in einem Monat um 1,43% zu, während die gesamten Bankkredite in Pesos in 12 Monaten um 38.26% und in einem Monat um 2,90% zunahmen. Die Kredite stiegen viel stärker als die Depositen und machen mit $ 448.65 Mrd. 68% der gesamten Bankdepositen aus.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der brasilianische Arbeitsminister, Manoel Dias, korrigierte am Dienstag das Ziel für die Anzahl neu geschaffener formeller Arbeitsplätze nach unten. Anfang des Jahres lag die Prognose der Regierung bei 1,7 Mio. neuer Anstellungen für das Jahr 2013. Dias gab nun bekannt, dass 1,4 Mio. neue Arbeitsplätze ein realistischeres Ziel seien. Die aktuelle Lage der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes erlaube keine positivere Prognose.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Hamburg Süd

			[image: hamburg_sud273.jpg]

			Im Hafen von Buenos Aires ist das neue Flagschiff der Hamburg Süd Flotte angelaufen. Der “Cap San Nicolas” wurde in der südkoreanischen Werft Hyundai Heavy Industries gebaut, und ist ein Containerschiff der Superlative, mit einer Tragfähigkeit von 124.500 tdw, einer Containerkapazität von 9600 TEU, 2100 Kühlcontaineranschlüsse, einer Länge von 333,2 m und einer Breite von 48,2 m. Mit einer Hauptmaschinenleistung von 40.670 kW wird dieses Schiff einen neuen, regelmässigen vierzehntägigen Dienst zwischen Südamerika und Südafrika bedienen, mit direkten Anschlüssen nach Europa und Nordamerika. 

			Isolux Corsán Argentina

			Dieses Unternehmen kündigte die Inbetriebnahme der ersten von insgesamt vier Anlagen im Windpark von Loma Blanca, in der Provinz Chubut, an. Für dieses Projekt wurden u$s 126 Mio. investiert. Die erste Projektphase ermöglich, bis zu 50 MW für 70.000 Haushalte zu produzieren. 

			Mastellone Hnos. 

			Dieses Grossunternehmen der Milchindustrie investiert zusammen mit “Compañía Puntana de Carnes Elaboradas (COPUCE) $ 250 Mio. in eine Fabrik in San Luis, die für die Erzeugung von Milchprodukten bestimmt ist. Eine Anlage für die Produktion von Käse ist schon fertig, und eine andere für Trockenmilch und Milchserum soll unmittelbar hinzukommen.

			Smart

			Im französischem Hambach wurde das Stadtauto von Daimler “Smart fortwo” Nummer 1,5 Mio. gebaut. Erst kürzlich wurde diese Modellreihe mit dem ersten Preis ausgezeichnet, verliehen vom US-amerikanischen Marktforschungsinstitut JD Power. Dieser Preis bezieht sich auf die Kundenzufriedenheit mit ihren neuen Autos während der ersten 90 Tagen.

			Denso

			Dieser Autoteileherstellerhat $ 50 Mio. in der Entwicklung neuer Kühler für fünf Modelle der Automarken Peugeot und Citroen investiert. Dadurch können jährliche Importe im Wert von bis zu $ 16,5 Mio. substituiert werden. Denso hat im Verlauf der letzten sechs Jahre schon $ 170 Mio. in Argentinien investiert, und die Fläche ihres Werkes in der Provinz Córdoba auf 6500 qm verdoppelt. 

			CCU

			Diese chilenische Brauereigruppe investierte u$s 12,7 Mio. in ein neues Logistikzentrum nahe Sauce Viejo, 17 Kilometer südlich von der Provinzhauptstadt Santa Fe. Das Zentrum wird Ende August völlig funktionsfähig sein. In der eigenen Brauerei in Santa Fe wird seit neuerdings das Bier Amstel Premium Pilsener gebraut. Das Markenportfolio umfasst Schneider, Santa Fe, Heineken, Budweiser, Amstel, Imperial, Córdoba und Palermo.

			Renova

			Dieses Gemeinschaftsunternehmen der Ölunternehmen Vicentin, Oleaginosa Moreno und Molinos Rio de la Plata hat eine neue Verladungsstelle im Flusshafen von Timbúes, 35 km nördlich von Rosario, gebaut. Renova betreibt schon eine Fabrik in San Lorenzo, Provinz Santa Fé, wo sie Biodieselöl und Glyzerin erzeugt. Der Hafen von Timbúes wurde ab letzten Quartal 2010 gebaut, mit einer Investition von u$s 433 Mio., von denen die Andenkörperschaft (Corporación Andina de Fomento) mit einem Kredit von u$s 239 Mio. beitrug.

			YPF

			Dieses staatlich kontrollierte Unternehmen kündigte eine Investition von u$s 800 Mio. in der Raffinerie von La Plata an (die im April durch eine Überschwemmung und einen Brand stark geschädigt wurde, was die Kapazität der Raffinerie um 15% verringert hat). Es handelt sich um neue Anlagen für die Erzeugung von Erdölderivaten, u.a. auch für Koks, die 2016 in Betrieb genommen werden soll. Das erlaubt dann, die Produktion von Benzin und Dieselöl um 600 Mio. Liter jährlich zu erhöhen. Die Raffinerien von YPF sind gegenwärtig voll ausgelastet, so dass Benzin, Dieselöl und Heizöl importiert werden müssen, während gleichzeitig Rohöl exportiert wird, so dass hier unnötige Transportkosten entstehen. Dieses Problem besteht schon seit vielen Jahren. 
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			Ein entscheidender Wendepunkt bei der Erdölpolitik

			Der Vertrag zwischen YPF und Chevron und das für den Fall zurechtgeschneiderte Dekret, bilden einen Wendepunkt in der argentinischen Erdölpolitik. Es handelt sich um weit mehr als diesen Einzelfall: es geht um die Erkenntnis, dass Argentinien vor einem gigantischen Problem steht, das nur bei Mitwirkung internationaler Erdölkonzerne gelöst werden kann. Chevron ist nur die Spitze des Eisbergs und wirkt als Auslöser einer Diskussion, der schliesslich auch die Opposition nicht durch hohle Phrasen und einen unwirklichen Nationalismus entgehen kann. Gewiss: der Vertrag, der nicht veröffentlicht wurde, jedoch gelegentlich zumindest Abgeordneten und Senatoren zur Verfügung gestellt werden muss, enthält (soweit bekannt wurde) fragwürdige Klauseln, da Chevron gewährt wird, was allgemein verweigert wird. In einer so wichtigen Angelegenheit genügt gewiss ein Dekret nicht. 

			Das Chevron-Abkommen ist im Grunde nur ein Tropfen auf den heissen Stein. Die Investition ist nicht hoch und besteht zum Teil auch aus Gewinnen, die die Firma im Land erzielt hat, jedoch nicht an ihre Muttergesellschaft überweisen darf. Chevron würde jetzt Erfahrung sammeln, was der Firma später, wenn es wirklich um die volle Ausbeutung dieses nicht konventionellen Lagers geht, einen Vorsprung gibt. Ausserdem hat Chevron, die schon im Land eigene Erdölförderung auf Grund von Konzessionen betreibt, beiläufig erreicht, dass die Regierung die Staatsanwältin Alejandra Gils Carbó angewiesen hat, Schritte zu unternehmen, damit die Vermögensbeschlagnahme aufgehoben wird, die ein Richter auf Grund einer Massnahme dieser Art in Ecuador verfügt hatte. Das war erfolgreich. Juristisch hat die Regierung recht, und der lokale Richter hat das geltende Recht verletzt, da die argentinische Filiale von Chevron eine unabhängige AG nach argentinischem Recht ist, die nicht für Forderungen an andere Filialen im Ausland haftet.

			Argentinien steht vor der Aussicht, dass sich die bestehenden Reserven von Erdöl und Gas in höchstens einem Jahrzent erschöpfen, was für die Wirtschaft eine Katastrophe wäre. Schon jetzt können die stark gestiegenen Energieimporte zahlungsbilanzmässig kaum verkraftet werden. Gewiss bestehen noch konventionelle Reserven; aber sie sind auf alle Fälle mit viel höheren Kosten und grossen Investitionen verbunden, weil es sich um Lager auf dem Meeresgrund oder im Hochgebirge handelt, und eventuell sehr tief gebohrt werden muss, mit einem hohen Bergbaurisiko. Das bedeutet auf alle Fälle, dass die Politik des niedrigen internen Erdölpreises aufhört, weil der Staat die Subventionen nicht mehr tragen könnte. Das allein stellt eine prinzipielle Wende dar, die politisch schwer zu verkraften ist.

			In den letzten Jahren wurden grosse Lager von Schiefergas und -öl („shale gas and oil”) entdeckt, das grösste im Gebiet von „Vaca Muerta” in der Provinz Neuquén. Mit der Ausbeutung dieser Lager wäre die Energiezukunft Argentiniens auf Jahrzehnte hinaus gesichert. Doch dies erfordert hohe Investitionen, die YPF letztes Jahr auf u$s 28 Mrd. veranschlagt hat, der Energiefachmann und ehemalige Staatssekretär für Energie, Jorge Lapeña, auf u$s 40 Mrd., und andere auf noch mehr. Ausserdem handelt es sich um eine schwierige Technologie („fracking”), über die YPF nicht verfügt.

			Die USA sind schon bei der Ausbeutung von Schiefergas und –erdöllagern sehr fortgeschritten und produzieren auf dieser Grundlage schon jetzt mehr, mit der Aussicht auf die Selbstversorgung, was die internationale Erdöllandschaft grundsätzlich ändert. Doch die Lager liegen in den USA bei 1.000 Meter Tiefe, in Argentinien bei 3.000, was viel höhere Kosten bedeutet.

			In Europa sind jetzt auch Schiefergas und –erdöllager aufgefunden worden, besonders in Spanien, wo dies die Wirtschaft, die gegenwärtig ganz von Importen abhängt, grundsätzlich ändern würde. Doch Europa ist dicht besiedelt, und das Fracking-Ausbeutungsverfahren könnte zu kleinen Erdrutschen und –beben führen. Die Umweltverbände schreien Zeter und Mordio, und diese Politisierung des Problems macht es noch komplizierter. In Frankreich wurde das Fracking schon verboten, in Spanien steht der Fall noch zur Diskussion, wobei die tiefe Krise eine positive Stellungnahme erleichtert. In Argentinien liegen die Lager in Gegenden, die kaum bewohnt sind, zum grossen Teil überhaupt nicht. Das Problem ist somit von diesem Standpunkt aus einfacher. Dennoch kann man den Lärm und die Aggressivität der Umweltaktivisten nicht bagatellisieren.

			Alieto Guadagni, ehemaliger Staatsekretär für Energie und ein hervorragender Experte auf diesem Gebiet, weist darauf hin, dass die Regierung ein neues Erdölgesetz vorlegen müsste, das zur Diskussion gestellt und auch von der Opposition genehmigt wird, so dass die Erdölpolitik einen effektiven politischen Rückhalt erhält, den sie jetzt nicht hat. Bei Verträgen wie dem zwischen YPF und Chevron müsste es eine Ausschreibung geben, um den Verdacht eines krummen Geschäfts zu beseitigen. Die rationelle Behandlung des Themas könnte durch den glücklichen Umstand erleichtert werden, dass eine Gruppe von acht Experten, die Staatssekretäre für Energie unter verschiedenen Regierungen waren, seit einiger Zeit schon zusammen arbeiten und gemeinsame Vorschläge ausarbeiten. Die Ausnahmeregelung für Chevron ist als solche politisch anfechtbar, und sie steht auf schwachen Füssen, da ein Dekret durch ein anderes oder per Gesetz ausser Kraft gesetzt werden kann, bei dieser Regierung sogar rückwirkend; aber sie kann als Ausgangspunkt dienen. 

			Sebastián Scheinberg, der die Energiegruppe der Stiftung „Pensar” koordiniert, weist darauf hin (La Nación vom 21.7.13), dass die Erdölgesetzgebung widerspruchsvoll und unbestimmt ist. Auf der einen Seite gilt immer noch das Gesetz 17.3l9 von Jahr 1969 (Regierung von Onganía), dem eine Reihe von Dekreten mit Ausführungsbestimmungen folgten. Dann kam unter den Kirchners das Gesetz 26.741 mit dem Dekret 1277 von 2012, durch das die Deregulierung und die freie Verfügung über die Devisen, die unter Menem eingeführt wurden, abgeschafft werden. Hinzu kommt dann noch das jüngste Dekret 929/13, das dem Vertrag YPF-Chevron zu Grunde liegt. Wenn jedoch andere Unternehmen hinzukommen sollen, wie es gedacht ist, dann reicht diese schwache legale Basis nicht aus. Die Unternehmen fordern klare Spielregeln und eine solide Grundlage für die Rechtssicherheit, die bei so hohen Investitionen, wie sie hier notwendig sind, eine entscheidende Rolle spielt. 

			Wichtig sind dabei noch zwei Aspekte. Einmal wirkt der schwarze Dollarkurs abschreckend, da die Auslandsunternehmen nicht bereit sind, von Anfang an bei ihren Investitionen Geld zu verlieren, indem sie über den offiziellen Kurs investieren. Der schwarze Kurs müsste somit legalisiert und auch für Kapitalüberweisungen und Kredite eingesetzt werden. Wenn dann grosse Erdölinvestitionen kommen, dann sinkt auch der Kurs, was eine zukünftige Vereinheitlichung und Liberalisierung des Devisenmarktes in Aussicht stellt, wie es in einem zivilisierten Land sein sollte.

			Schliesslich müsste sich Argentinien wieder in Welt eingliedern. Man kann nicht hohe Investitionen erwarten, wenn gleichzeitig der Defaultzustand aufrecht erhalten bleibt, feststehende Schulden nicht gezahlt werden, u.a. auch mit dem Pariser Klub, unzählige Klagen vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID mit Schikanen in die Länge gezogen werden, statt zu verhandeln und Kompromisslösungen zu suchen, und sich das Land auch beim Aussenhandel nicht an die Regeln der Welthandelsorganisation hält, sondern willkürlich eingreift und Importe verhindert. Bei der Frage, ob die Regierung von CFK diese Kehrtwende um 180 Grad vollziehen kann, sind wir skeptisch. Sie hat jetzt einen neuen Kurs eingeschlagen, der dann voraussichtlich von anderen weitergeführt wird, und das ist das entscheidende. So war es auch mit Perón und dem Vertrag mit einer Filiale der Standard Oil, den er 1955 unterzeichnen wollte. Frondizi hat dann drei Jahre später diese Initiative auf andere Weise (die politisch nicht so schockierend war) umgesetzt.
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			Im Schatten der argentinischen Erdölgeschichte

			Beim Vertrag zwischen YPF und Chevron und dem dazugehörenden Dekret muss man stets die holprige Geschichte der argentinischen Erdölpolitik vor Augen haben. Als Anfang des 20. Jahrhunderts das erste Erdölvorkommen in Comodoro Rivadavia entdeckt wurde, hatten die internationalen Gesellschaften kein Interesse, Erdöl in Argentinien zu fördern, weil das importierte Erdöl billig war, und das lokal erzeugte auf alle Fälle teurer sein würde. Das führte schliesslich zur Bildung des Staatsunternehmens Yacimientos Petrolíferos Fiscales, im Kürzel als YPF bekannt, (und ab Privatisierung im Jahr 1993 direkt so benannt), das später eine Monopolstellung bei Forschung und Förderung erhielt. Die privaten Firmen Esso (Filiale der Standard Oil) und Shell behielten ihre Raffinerien und Tankstellen, aber YPF drang auch hier vor und erreichte bald den höchsten Marktanteil.

			In den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts, vor allem nach der schweren Krise von 1952, die zu einer drastischen Begrenzung der Importe zwang, wurde sich der damalige Präsident Juan Domingo Perón der Tatsache bewusst, dass Argentinien zwar über hohe Lager von Erdöl und Gas verfügte, YPF jedoch nicht in der Lage war, die Förderung soweit zu erhöhen, dass kurzfristig die Selbstversorgung erreicht wurde, die das Land bitter benötigte, um die Zahlungsbilanz zu entlasten. Perón, der sich am Anfang seiner Amtszeit sehr für Staatsunternehmen eingesetzt hatte, war dann im Laufe der Jahre zunehmend enttäuscht von diesen. Diese Einstellung behielt er bis zum Ende seines Lebens. Kurz vor seinem Tod im Juli 1974 sagte er in einem Vortrag vor Unternehmern im Theater Cervantes (wörtlich): “Was die Staatsunternehmen betrifft, so haben sie uns nur Unannehmlichkeiten bereitet, und ich wünschte, dass die Herren Unternehmer sie alle übernehmen.” Menem hat dann diesen Rat genau befolgt. 

			In diesem Sinn hat Perón schon 1954 Verhandlungen mit der Standard Oil eingeleitet, und es kam 1955 zu einem Vorvertrag mit einer Tochtergesellschaft, der California Argentina, der eine Konzession für ein Gebiet erteilt wurde, das fast die ganze Provinz Santa Cruz deckte. Doch selbst der mächtige Perón konnte die Genehmigung im Parlament nicht durchsetzen, bei der Opposition ohnehin nicht (wobei die Radikalen historisch sehr staatswirtschaftlich eingestellt waren), aber bei der eigenen Mannschaft auch nicht. Perón konnte eben nicht über seinen Schatten springen. Er wurde dann im September 1955 abgesetzt, und das Thema versandete. Dieser gescheiterte Erdölvertrag hatte beiläufig dazu beigetragen, Perón politisch zu schwächen und zu seinem Sturz geführt, obwohl dieser grundsätzlich durch seinen absurden Konflikt mit der katholischen Kirche herbeigeführt wurde.

			Die Befreiungsrevolution, unter General Pedro Eugenio Aramburu, liess das Thema einfach liegen, wie es bei einer Übergangsregierung kaum anders sein konnte. Als der Wahlkampf dann im Hinblick auf die Wahlen von 1958 einsetzte, nahm der liberale Alvaro Alsogaray (der die Partei „Partido Cívico Independiente” gegründet hatte), das Thema auf, mit dem Motto „Das Erdöl soll die Krise bezahlen”. Politisch kommt so etwas immer gut an, da es beiläufig bedeutet, dass der normale Bürger nicht für die Kosten der Krise aufkommen muss. In der Tat war damals eine schwelende Zahlungsbilanzkrise aufgetreten, die durch den hohen Erdölimport belastet wurde. Alsogaray hat dadurch erreicht, dass die Erdölproblematik in die Tagesordnung der politischen Diskussion aufgenommen und die Bedeutung des Problems erkannt wurde.

			Die Wende unter Frondizi

			Als dann Arturo Frondizi im Mai 1958 als Präsident antrat, war er sich des Problems bewusst und löste es durch Mitwirkung mehrerer ausländischer Unternehmen. Aber er verzichtete auf Konzessionen, die damals politisch verpönt waren, sondern verpflichtete private ausländische Erdölunternehmen über YPF, der sie das geförderte Erdöl zu einem vorbestimmtem Preis liefern mussten. Das war eine geschickte politische Lösung. Frondizi sagte dabei stets, dass er sein Wahlversprechen, YPF zu stärken, eingehalten habe, da das Staatsunternehmen auf diese Weise effektiv über mehr Erdöl verfügte und dabei auch die Raffinierung und den Vertrieb ausbaute. 1961 wurde dann die Selbstversorgung erreicht, was als grosser Erfolg gebucht wurde.

			Die Erdölverträge von Frondizi (deren Ideologen seine Berater Rogelio Frigerio und Arturo Sábato waren) haben die Erdöllandschaft grundsätzlich verändert, mit einer zunehmenden Beteiligung privater Unternehmen, zunächst an der Förderung und danach auch an der Forschung. Trotz Politik und vielen Rückschlägen, ging von da an die langfristige Tendenz in eine andere Richtung, die bis heute andauert.

			Frondizi wurde 1962 durch einen Staatsstreich nach vier Jahren Amtszeit abgesetzt. Sein Nachfolger, der Interimspräsident José María Guido (der vorher Senatspräsident war und der gleichen Partei angehörte) liess alles wie es war. Doch danach kam der radikale Arturo Humberto Illia, der diese Erdölverträge annullierte. Diese rein idologische Entscheidung führte zu einem Rückgang der Produktion, obwohl der Präsident von YPF, Facundo Suarez, den Statu quo beibehielt und die Privatunternehmen weiter arbeiten liess. Aber sie konnten nicht weiter investieren.

			Illia wurde im Juni 1966 abgesetzt, und ihm folgte General Juan Carlos Onganía, der die verfahrene Lage in Ordnung brachte und die Erdölverträge wieder voll in Gang setzte. Das funktionierte gut, mit einer Zunahme der Förderung, obwohl ab 1970 die nachfolgenden Militärpräsidenten, die Generäle Marcelo Roberto Levingston und Alejandro Agustín Lanusse, den Staat wieder stärker intervenieren liessen und das Schema störten. 

			Doch dann kam bei den Wahlen von 1973, aus denen Héctor Cámpora als Präsident hervorging, der Nationalismus wieder zum Vorschein, und die Privatunternehmen wurden in ihrer Tätigkeit gestört. Als dann Perón im Oktober 1973 wieder als Präsident antrat, liess er jedoch diese Verträge in der Schwebe, ebenso wie seine Frau María Estela („Isabel”), die nach seinem Tod im Juli 1994 als Präsidentin antrat. Diese griff in die Erdölwirtschaft in einem anderen Aspekt ein, nämlich dem Vertriebsverbot für Shell und Esso, die Treib- und Schmierstoffe über YPF verkaufen mussten. Dieser Unfug dauerte jedoch nur kurze Zeit.

			Unter der Militärregierung, die im März 1976 mit General Jorge Rafael Videla als Präsident und José Alfredo Martinez de Hoz als Wirtschaftsminister die Regierung übernahm, ging man bei der Erdölwirtschaft einen Schritt weiter. Es wurden Gebiete mit Lagern für Konzessionen ausgeschrieben, in einigen Fällen nur für lokale Unternehmen. Damals konnten sich die Bulgehorinis mit Bridas stark entwickeln, die 1958 als Zulieferanten für die privaten Firmen aufgetreten waren und danach auch Bohrungen für deren Rechnung durchführten. Heute ist Bridas eine bedeutendes Erdölunternehmen, das auch im Ausland tätig ist und lokal mit British Petroleum auf der einen Seite und der chinesischen CNOOC auf der anderen Gemeinschaftsunternehmen gebildet hat. Auch andere lokale Firmen konnten sich damals entwickeln, wie Astra und Petrolera San Jorge, die beide später verkauften, im ersten Fall an Repsol und im zweiten an Chevron. YPF behielt eine Vorrangstellung, aber kein Monopol. Private Unternehmen beteiligten sich zunehmend an der Forschung und Förderung.

			Präsident Raul Alfonsín (1993-1989) liess die Lage so wie er sie vorgefunden hatte, nur mit einem stärkeren Interventionismus, der störend wirkte. Er führte dann ein neues Programm durch, genannt „Houston-Plan” (weil er in jener US-Stadt vorgestellt worden war), bei dem neue Gebiete, in denen Erdöllager vermutet aber noch nicht festgestellt worden waren, ausgeschrieben wurden. Das hatte jedoch keinen Erfolg.

			Die Wende unter Menem

			Präsident Menem (1989-1999) leitete eine neue Etappe ein, die in drei Stufen umgesetzt wurde. Zunächst wurde YPF unter staatlicher Regie unter Führung von José Estenssoro gründlich rationalisiert, mit einer Belegschaftsverringerung von 52.000 auf 6.000 Man, bei gleichzeitiger Produktionserhöhung. Eine tolle Leistung! Danach wurde YPF 1993 über die Börse (von Buenos Aires und New York) privatisiert, wobei eine lokale Gruppe, geführt von Estenssoro, die Kontrolle behielt, und die Beteiligung des Staates (Nationalstaat und Erdölprovinzen) bei 20% verblieb. Diese Privatisierungsform, die ganz anders als bei anderen Staatsunternehmen war, bei denen Auslandsunternehmen mit Erfahrung und Finanzkraft die Kontrolle übernahmen, war politisch viel weniger konfliktiv und hat wirtschaftlich gut funktioniert. 

			Das Unternehmen expandierte dann, auch auf dem Gebiet der Petrochemie, und kaufte 1995 die US-Erdölfirma Maxus, die in USA und auch in Indonesien u.a Ländern tätig war. YPF stieg dann zunehmend in die Erdölförderung in anderen Ländern ein, wie Ecuador. Estenssoro ging vom Konzept aus, dass eine Erdölfirma multinational sein müsse, um eine solide Basis zu haben. 

			Bei der Verfassungsreform von 1994 wurde die Entscheidungsgewalt über die Gewährung von Konzessionen auf die Provinzen übertragen. Das hatte die Folge, dass die zehn Erdölprovinzen ein direktes Interesse an der Erdölproduktion hatten, da die Provinzverwaltungen dabei zunächst eine Gebühr auf die Förderung erhalten. Die Provinzen haben dann, eine nach der anderen, eine grundsätzliche Änderung bei den Konzessionsverträgen eingeführt, indem sie sie vorzeitig verlängert haben, um Investitionen möglich zu machen, die langfristigen Charakter haben. Beiläufig haben sie dann auch die Gebühren erhöht. Die Provinzen stehen unter finanziellem Druck, so dass die Erhöhung ihrer Einnahmen sehr wichtig für sie ist, und auch die Erdölentscheidungen prägt. Santa Cruz ist eine der wichtigsten Erdölprovinzen, und Néstor Kirchner kannte das Thema daher sehr gut. 

			1998 kam dann, nach dem Tod von Estenssoro (1995) eine zweite Privatisierungsphase, bei der die spanische Repsol 100% des Kapitals von YPF für u$s 15 Mrd. kaufte. Damit war YPF, die bei der ersten Privatisierung weiter eine argentinische Gesellschaft war, mit Hauptsitz und Entscheidungsgewalt in Argentinien, zu einer ausländischen Gesellschaft geworden. Es war eine Fehlentscheidung der Menem-Regierung. Wie so etwas von nationalistischen Politikern zugelassen wurde, und im Kongress reibungslos über die Bühne ging, ist noch heute schwer zu erklären. Es wird vermutet, dass dabei viel Geld geflossen ist. Es sollen u$s 200 Mio. gewesen sein. Und wenn es nicht so war, sieht es auf alle Fälle so aus als ob. Auf alle Fälle braute sich damit ein Konflikt an, da die unternehmerischen Entscheidungen in Spanien im Sinn der gesamtwirtschaftlichen Interessen von Repsol getroffen wurden, die nicht immer mit dem argentinischen Interesse übereinstimmten.

			Die Erdölpolitik der Kirchners

			Unter den Kirchners wurde der bestehende Zustand zunächst formell beibehalten, aber die Erdölwirtschaft zunehmend reguliert, besonders durch einen hohen beweglichen Exportzoll und einen auf einem niedrigen Niveau eingefrorenen Gaspreis. Das Geschäft wurde somit auch bei YPF beeinträchtigt, und das wirkte sich direkt auf die Investitionsbereitschaft von Repsol aus. Reserven von Erdöl und Gas wurden aufgebraucht und nicht durch neue ersetzt, die hohe Ausgaben für Forschung erforderten. YPF trat auch bestimmte Auslandsgeschäfte an die Muttergersellschaft Repsol ab.

			Néstor Kirchner schuf gleichzeitig ein neues staatliches Energieunternehmen, genannt Enarsa, das u.a. das Recht auf die Forschung und Förderung auf der argentinischen Meeresplattform erhielt. Enarsa sollte eine entscheidende Rolle bei der Erdölpolitik spielen. In der Tat beschränkte sich das Unternehmen jedoch darauf, den Import von Gas, Benzin und Dieselöl zu verwalten und die Subventionen zu zahlen, um die Differenz zu den niedrigeren internen Preisen auszugleichen. Enarsa war ein totaler Versager, und hat den Staat enorm viel gekostet. Es war ein weiterer Fall der Vergeudung öffentlicher Gelder die die Kirchner-Regierungen kennzeichnen. 

			Dann geschah etwas eigenartiges: YPF verkaufte 25% des Kapitals an den Petersen-Konzern, kontrolliert von Enrique Eskenazi, der vorher die Provinzbank von Santa Cruz gekauft hatte und auf dieser Basis enge Beziehungen zu Néstor Kirchner aufbaute, zunächst als Gouverneur und dann als Präsident. Der Verkauf erfolgte in Ratenzahlung, und die Raten sollten mit den Dividenden auf die übernommenen Aktien bezahlt werden. Einfach absurd! Daraufhin schüttete YPF anormal hohe Bardividenden aus, die gelegentlich sogar weit über dem ausgewiesenen Gewinn lagen. Dabei konnte Repsol auch einen Teil des investierten Kapitals zurückholen. YPF wurde gleichzeitig verschuldet. Es war was man als „Aushöhlung” bezeichnet.

			Die Lage war wirklich verfahren. Doch statt mit Repsol zu verhandeln, um eine friedliche Lösung zu finden, bei der sich eventuell auch Dritte an den Investitionen beteiligt hätten, hat die Regierung einfach einen Teil der Repsol gehörenden YPF-Aktien enteignet und mit einer Kapitalmehrheit die Kontrolle übernommen. Da Repsol für die Aktien nicht entschädigt wurde, und auch keine Verhandlungen eingeleitet wurden, hat diese Firma Klage beim Weltbankschiedsgericht ICSID eingereicht und andere Unternehmen, mit denen YPF zwecks Beteiligung verhandelt, mit Klagen bedroht. 

			Jetzt beginnt ein neues Kapitel, mit einem Vertrag zwischen YPF und Chevron. Dies erinnert an den misslungenen Konzessionsversuch von Perón mit der California Argentina. Beide Unternehmen sind Töchter der Standard Oil, und in beiden Fällen geschieht dies am Ende einer Regierung, die es schwer hat, so etwas politisch durchzusetzen. Der Vertrag mit Chevron erinnert auch an die Erdölverträge von Frondizi, da das Schema mutatis mutandis sehr ähnlich ist. Das geförderte Erdöl oder Gas wird entweder direkt von Chevron exportiert oder an YPF geliefert, das es bei Gas weitervekauft und beim Erdöl raffiniert und die Produkte vertreibt. 

			Wenn man die argentinische Erdölgeschichte betrachtet, steht der neue Vertrag von Anfang an unter einem grossen Fragezeichen, dies umso mehr, als die Beziehungen zur internationalen Finanzwelt praktisch abgebrochen sind und die bestehende Regierung nicht den geringsten Sinn für Rechtsssicherheit und Vertragserfüllung hat. Und wenn der Vertrag doch eingehalten wird, und Chevron dann viel Geld verdient, dann entsteht ohnehin ein Skandal. Das hohe Risiko, dass Chevron jetzt eingeht, das eine entsprechende Risikoprämie mit sich bringt (die eventuell im Gewinn zum Ausdruck kommt) wird dann vergessen.

			Die argentinische Erdölpolitik pendelt historisch zwischen dem Nationalismus und der Staatswirtschaft und dem Realismus und der Vernunft hin und her. Jetzt ist wieder der Zeipunkt gekommen, in dem die wirtschaftliche Wirklichkeit der Regierung die Bedingungen stellt. Das bedeutet jedoch nicht, dass die ideologische Einstellung verschwunden ist. Sobald es wieder besser geht, tritt sie bestimmt wieder hervor. Und das ist das eigentliche Problem.

			

		

	